An den

Bürgermeister der Stadt ........./ Gemeinde ...........

(Adresse)
(Ort)
.............................., am ....................
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! / Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin!

Die Nationalrat hat am 24.02.2022 das „Bundesgesetz zur Erhöhung der Inanspruchnahme von Impfungen gegen COVID-19“ (BGBl. I 23/2022) beschlossen, mit welchem den Gemeinden nicht weniger als € 75.000.000,00 (in Worten: fünfundsiebzig Millionen Euro) zur Verfügung gestellt werden, um damit Werbung für die Covid-19-„Impfung“ zu machen.
Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung mit Einführung des Covid-19-Impfpflichtgesetzes (BGBl. I Nr. 4/2022) die Verweigerung der „Impfung“ in § 10 unter Strafe gestellt. Somit verbietet sich jedwede Werbung für die Verabreichung eines gesetzlich vorgeschriebenen (zumal nur bedingt zugelassenen, d.h. experimentellen) Präparats schon deshalb, da die Nichtbefolgung der Impfpflicht ohnehin unter Strafdrohung steht. 
Der Einsatz von € 75.000.000,00 zu einer weiteren offensiven „Impfwerbung“ verbietet sich auch deshalb kategorisch, da diese Gelder im Bereich der Krankenversorgung und –pflege wesentlich dringender benötigt werden, etwa um dem Pflegepersonal eine tatsächlich angemessene Bezahlung zu gewährleisten oder, wo notwendig, Pflegekapazitäten zu erhöhen. 

Ich fordere Sie daher auf, die von der Bundesregierung zur „Impfwerbung“ bereitgestellten Mittel kategorisch zurückzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen

...........................................

